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Man sollte nicht von Terror sprechen
André Tautenhahn · Monday, July 25th, 2011

Mit Blick auf die entsetzlichen Anschläge in Norwegen geschieht Sonderbares. Als die
Öffentlichkeit noch überhaupt nichts wusste und nur die Bilder von einem zerstörten Platz zur
Kenntnis nehmen konnte, war für viele klar, dass es sich um einen Akt des Terrorismus handeln
musste. Da es sich bei dem Täter nun aber nicht um einen Menschen handelt, den man einer
islamistischen Schublade hätte zuordnen können, war schnell von einem Amokläufer die Rede. Als
dann wiederum bekannt wurde, dass der Amokläufer weder spontan gehandelt hat, noch geistig
verwirrt war oder etwa angestachelt von Killerspielen mal das ausleben wollte, was er im
Schützenverein gelernt hatte, sondern sein Vorgehen genau geplant hatte und sich dafür auch noch
theoretischer Irrlehren bemächtigte, sind einige Koordinatensysteme vollends kollabiert.

Die Rechte verteidigt sich und will in den Drohungen des Anders Behring Breivik auch ein
mögliches Angriffsziel auf sich selbst entdeckt haben. Und die Linke schmückt sich derweil mit
einem neuen Terrorismusbegriff, den man um den Aspekt des rechten fundamentalistischen
Terrors erweitern müsse.

Hierbei verdreht sich aber Aufklärung in ihr Gegenteil. Denn war es nicht immer Aufgabe, die
Angst vor dem Terrorismus als inszenierte Bedrohung derer zu entlarven, die gern die
Sicherheitsbestimmungen gegen jede Vernunft verschärfen wollten und sogar dafür bereit waren,
den Rechtsstaat zu opfern? Wer wollte denn nun ernsthaft einem Innenminister Friedrich
widersprechen, der die Erweiterung des Terrorismusbegriffs durch die Linken dankbar annimmt
und diesen gleichfalls als Bestätigung seiner Sicherheitspolitik nutzt. Noch einmal sein Statement
aus der Bild am Sonntag:

“Wir dürfen und werden uns in unserer offenen Lebenskultur nicht einschränken
lassen. Deshalb vertrauen wir unseren Sicherheitsbehörden den Schutz unserer
freien Gesellschaft an. Wichtig dafür ist ein effizientes Frühwarnsystem. Dazu
brauchen unsere Behörden aber auch die notwendigen rechtlichen Befugnisse.
Ich bin daher froh, dass wir die Antiterror-Gesetze, die für jede Form von
Terrorismus gelten, auch in Zukunft zur Verfügung haben.”

Die Rechte wird nämlich keine Diskussion um die geistigen Brandstifter führen wollen, die als
Biedermänner aufgetreten sind und deren Gedankengut bereits salonfähig geworden ist. Die Rechte
wird Kapital daraus schlagen und die Gelegenheit ergreifen wollen, nun vor einer undifferenzierten
terroristischen Bedrohung “egal welcher Couleur“ warnen zu können, die weiterer
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Sicherheitsmaßnahmen bedarf oder bisherige rechtfertige. Sie werden den Souverän ein weiteres
Mal um Erlaubnis bitten, die Macht über die demokratischen Institutionen aus- und die Rechte des
sich ängstigenden Mitbürgers abbauen zu dürfen. 

Die Eliminierung Osama bin Ladens habe in den Augen der regierungsamtlichen Angstmacher ja
auch nicht zu einer Abnahme der Bedrohungslage geführt, sondern genau zum Gegenteil.
Innenminister Friedrich zur islamistischen Bedrohungslage bei der Vorstellung des
Verfassungsschutzberichts.

Diese Bedrohung existiere in großer Vielfalt und konzentriere sich längst nicht mehr
auf einen einzigen Anführer, erklärte der CSU-Politiker bei der Vorstellung des
Verfassungsschutzberichts 2010 in Berlin. „Es gibt daher keinen Grund zur
Entwarnung.“     

Quelle: Süddeutsche

Der Umgang mit einem neuen Terrorismusbegriff sollte daher insbesondere von der Linken
hinterfragt werden. Man sollte der Versuchung widerstehen, der Gegenseite, aus deren Geist sich
der Attentäter rekrutierte, bloß eins auswischen zu wollen. Man erreicht nur das Gegenteil.
Richtiger wäre es, darauf hinzuweisen, dass in einem Rechtsstaat Morde, Amokläufe und geplante
Anschläge nicht durch eine Einschränkung desselbigen verhindert werden können. Vielmehr
bedarf es der Aufarbeitung, wie es dazu kommen konnte und vor allem eines Bekenntnisses (nicht
bloß ein Lippenbekenntnis) zur Rechtsstaatlichkeit, zur Offenheit, zur Demokratie und zur
Menschlichkeit, wie das der norwegische Ministerpräsident Stoltenberg getan hat.

Es sind nämlich nicht die Verbrecher, die den Rechtsstaat bedrohen, sondern die Politiker, die ihn
permanent schleifen wollen.
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